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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Bestimmung 
des Ursprungs von Fleisch und genießbarem Schlachtabfall 
von bestimmten fleischliefernden Haustieren, frisch, ge- 
kühlt oder gefroren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Januar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drudt: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-ViUip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 5i 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Bestimmung des Ursprungs von Fleisch und genieß- 
barem Schlachtabfall von bestimmten fleischliefernden Haus- 
tieren, frisch, gekühlt oder gefroren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Be- 
griffsbestimmung für den Warenursprung ins- 
besondere auf Artikel 14, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 5 der obenbezeichneten Verord- 
nung hat eine Ware, an deren Herstellung zwei 
oder mehr Länder beteiligt sind, ihren Ursprung in 
dem Land, in dem die letzte wesentliche und wirt- 
schaftlich gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung 
stattgefunden hat, die in einem dazu eingerichteten 
Unternehmen vorgenommen worden ist und zur Her- 
stellung eines neuen Erzeugnisses geführt hat oder 
eine bedeutende Herstellungsstufe darstollt. 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall, frisch, ge- 
kühlt oder gefroren, die beim Schlachten der unter 
die Tarifnummern 01.01 bis 01.04 des GZT fallenden 
Tiere anfallen, können nicht allein aufgrund des 
Schlachtens und der damit zusammenhängenden Vor- 
gänge wie Ausnehmen, Abhäuten, Zerlegen und 
Kühlen als durch eine wesentliche Be- oder Ver- 
arbeitung im Sinne des Artikels 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 hergestellt betrachtet werden. 

Das Schlachten der betreffenden Tiere mit an- 
schließendem Einfrieren des anfallenden Fleisches 
und der Schlachtabfälle in demselben Lande kann 
als letzte wesentliche Verarbeitung im Sinne des 
vorgenannten Artikels angesehen werden; es ver- 
leiht daher dem Fleisch und den Schlachtabfällen 
dieser Tiere den Ursprung dieses Landes. 

Dies trifft auch dann zu, wenn die betreffenden 
Tiere vor dem Schlachten in demselben Land wäh- 
rend eines bestimmten Zeitraumes gemästet worden 
sind. 

In Anbetracht der auf dem jeweiligen landwirt- 
schaftlichen Sektor üblichen Praktiken ist als Min- 
destzeit vor dem Schlachten ein Zeitraum von drei 
Monaten bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Rindern 
und von zwei Monaten bei Schweinen, Schafen und 
Ziegen anzusetzen. 


Werden das Fleisch und die Schlachtabfälle nach 
dem Schlachten nicht eingefroren oder sind die Tiere 
in demselben Land vor dem Schlachten nicht ent- 
sprechend lange gemästet worden, so muß dem 
Fleisch und den Schlachtabfällen von diesen Tieren 
der Ursprung des Landes zuerkannt werden, in dem 
sie die längste Zeit gemästet oder aufgezogen wor- 
den sind. 

Da der Ausschuß für Ursprungsfragen keine zu- 
stimmende Stellungnahme abgegeben hat, war die 
Kommission nicht in der Lage, die von ihr in der 
Sache beabsichtigten Bestimmungen gemäß dem in 
Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 vorgesehenen Verfahren zu 
erlassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das Schlachten der unter die Tarifnummern 01.01 bis 
01.04 des GZT fallenden fleischliefernden Haustiere 
verleiht dem dabei anfallenden Fleisch und genieß- 
baren Schlachtabfall, frisch, gekühlt oder gefroren, 
nur dann den Ursprung des Landes oder der Ge- 
meinschaft, wo sie geschlachtet werden, wenn das 
Fleisch oder der Schlachtabfall in diesem Land oder 
in der Gemeinschaft eingefroren wurde oder wenn 
die betreffenden Tiere nach einer Mast in diesem 
Lande oder in der Gemeinschaft von mindestens drei 
Monaten bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Rindern 
und von zwei Monaten bei Schweinen, Schafen und 
Ziegen geschlachtet werden. 

Artikel 2 

Ist keine der in Artikel 1 genannten Voraussetzun- 
gen .erfüllt, so haben das Fleisch und die Schlacht- 
abfälle ihren Ursprung in dem Land, in dem die 
geschlachteten Tiere die längste Zeit gemästet oder 
aufgezogen worden sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 6 


Brüssel, den 
Für den Rat * 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 802/ 
68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Begriffsbestimmung für den Warenursprung „hat 
eine Ware, an deren Herstellung zwei oder mehrere 
Länder beteiligt sind, ihren Ursprung in dem Land, 
in dem die letzte wesentliche und wirtschaftlich ge- 
rechtfertigte Be- oder Verarbeitung stattgefunden 
hat, die in einem dazu eingerichteten Unternehmen 
vorgenommen worden ist und zur Herstellung eines 
neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine bedeu- 
tende Herstellungsstufe darstellt". 

Es hat sich als notwendig erwiesen, gemäß diesen 
Vorschriften auf Gemeinschaftsebene Regeln für die 
Begriffsbestimmung des Warenursprungs von 
Fleisch und Schlachtabfall von fleischliefernden 
Haustieren festzulegen, da die Verfahren der einzel- 
nen Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet stark vonein- 
ander abweichen. 

Das wesentliche Problem, bei dem die Meinungsver- 
schiedenheiten der Mitgliedstaaten am deutlichsten 
hervortreten, ist die Frage, ob das Schlachten von 
eingeführten fleischliefernden Haustieren für sich 
allein oder im Zusammenhang mit davor oder da- 
nach stattfindenden Vorgängen dem so gewonnenen 
Fleisch und Schlachtabfall den Ursprung des Landes, 
in dem die Schlachtung vorgenommen wird, ver- 
leihen kann. 

Nach Meinung der Kommission gibt es keine un- 
widerleglichen Gründe für die Annahme, daß das 
Schlachten, selbst bei der Einbeziehung von damit 
zusammenhängenden Vorgängen (insbesondere 
Ausblutenlassen, Ausnehmen, Abhäuten, Zerlegen 
in ganze Tierkörper, Hälften oder Viertel, Kühlen) 
eine Be- oder Verarbeitung darstellt, die sämtliche 
in Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 ge- 
nannten Voraussetzungen gleichzeitig erfüllt. 

Werden die Haustiere dagegen vor dem Schlachten 
in dem gleichen Land während eines bestimmten 
Zeitraumes gemästet, so besteht kein Zweifel daran, 
daß die Schlachtung dem dadurch gewonnenen 
Fleisch oder Schlachtabfall den Ursprung des Landes, 
in dem sie vorgenommen wird, verleihen kann. 
Wird das Fleisch nach dem Schlachten eingefroren 
- zu diesem Vorgang sind umfangreiche technische 
Anlagen erforderlich, und das Fleisch wird dabei 
einer besonderen Behandlung unterzogen - kann 
man ebenfalls mit Recht annehmen, daß diese beiden 
Vorgänge zusammen die Voraussetzungen des Ar- 
tikels 5 der genannten Verordung erfüllen. 

2. ln diesem Sinne ist von den Dienststellen der 
Kommission für Zollfragen in Zusammenarbeit mit 
der Generaldirektion Landwirtschaft der Entwurf 
einer Verordnung ausgearbeitet worden. Er ist dem 
Ausschuß für Ursprungsfragen am 5. November 1970 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 


Nr. 802/68 vorgelegt worden. Der Ausschuß hat 
keine Stellungnahme abgegeben, da eine Mehrheit 
j von zwölf Stimmen für oder gegen den Verord- 
nungsentwurf nicht zustande gekommen ist. Nur 
Italien hat sich für den Entwurf ausgesprochen. 
Deutschland, Frankreich und die Niederlande haben 
dagegen gestimmt, Belgien und Luxemburg haben 
sich der Stimme enthalten. 

Deutschland und die Niederlande haben ihre Hal- 
tung damit begründet, daß ihrer Ansicht nach das 
Schlachten offensichtlich eine wesentliche Be- oder 
Verarbeitung im Sinne von Artikel 5 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 802/68 darstellt, die dem Fleisch 
und Schlachtabfall den Ursprung des Landes, in dem 
die Schlachtung vorgenommen wird, verleihen kann. 
Frankreich hat erklärt, es könne dem Fleisch und 
Schlachtabfall nur dann den Ursprung des Landes, 
in dem die Tiere geschlachtet werden, zuerkennen, 
wenn sie in dem gleichen Land vorher während 
eines längeren als in dem Entwurf vorgeschlagenen 
Zeitraum gemästet worden sind. Belgien und Luxem- 
burg waren mit dem Grundsatz einverstanden, daß 
dem Schlachten die Mästung in demselben Land vor- 
ausgehen muß, haben jedoch Zweifel an der richti- 
gen Festsetzung der für die Mästung vorgeschlage- 
■ nen Zeiträume angemeldet. 

I 3. Gemäß Artikel 14 Absatz 3 b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 „schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu erlassenden Vorschriften vor, 
wenn die in Aussicht genommenen Vorschriften 
nicht der Stellungnahme des Ausschusses entspre- 
chen oder keine Stellungnahme ergangen ist. Der 
Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit." 

Auf Grund dieses Verfahrens unterbreitet die Kom- 
mission dem Rat den vorliegenden Vorschlag für 
eine Verordnung, zu dem zusätzlich folgendes zu 
bemerken ist; 

— Bezüglich der Festsetzung des Mindestzeitraumes 
für die Mästung vor dem Schlachten wurde es 
nicht für angebracht erachtet, in allen Fällen den 
gesamten für die Mästung der Tiere erforder- 
lichen Zeitraum anzusetzen, da unterstellt wird, 
daß das Schlachten und die vorherige Mästung 
zusammengenommen eine wesentliche Be- oder 
Verarbeitung darstellen, wobei das Mästen ge- 
wissermaßen eine zusätzliche Bedingung für die 
Schlachtung bildet. 

Die vorgeschlagenen Zeiträume betragen: 

— drei Monate für Pferde und Rinder, 

— zwei Monate für Schafe, Ziegen und Schweine. 

Dies sind grosso modo die Mindestmastzeiten für 
Jungtiere (Kälber, Lämmer). Sie sind dagegen kürzer 
als die Mastzeiten für Pferde, Rinder und Schweine. 
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— In dem Verordnungsvorschlag wird auch der Fall 
berücksichtigt, in dem die Schlachtung eine der 
Bedingungen nicht erfüllt, die erforderlich sind, 
um Fleisch und Schlachtabfall den Ursprung des 
Landes zu verleihen, in dem die Schlachtung vor- 
genommen wird. Es wird vorgeschlagen, in 
einem solchen Fall als Ursprungsland das Land 
anzusehen, in dem die Tiere, die das Fleisch 
liefern, am längsten gemästet oder aufgezogen 
worden sind. 

Es wird ferner darauf hingewiesen, daß der vor- 
liegende Verordnungsentwurf im Vergleich zu dem 
dem Ausschuß für Ursprungsfragen zur Stellung- 
nahme vorgelegten Entwurf abgeändert worden ist. 
Mit Rücksicht auf einige Einwände der Delegationen 
in diesem Ausschuß schien es angebracht, Haus- 
geflügel von der Anwendung dieser Verordnung 
auszuschließen. 

4. Es wird auf Artikel 14 Absatz 3 c) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 802/68 aufmerksam gemacht, wo- 
nach „die vorgeschlagenen Vorschriften von der 
Kommission erlassen werden, sofern der Rat nach 
Ablauf einer Frist von drei Monaten, nachdem ihm 
der Vorschlag übermittelt worden ist, keinen Be- 
schluß gefaßt hat". 
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